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Einleitung

Seit der ersten Ausgabe dieses Buches sind zehn Jahre vergangen, in de-
nen sich die nationalen Trends des Jahres 2005 nicht wesentlich, der in-
ternationale ökonomische Rahmen hingegen extrem zum Negativen 
verändert haben. Das Platzen der Immobilienblase in der US-Wirtschaft 
im Jahre 2007 wuchs sich zu einer großen internationalen  Banken- und 
Finanzkrise aus, die 2008 und 2009 zu massiven staatlichen Interventi-
onen zur Rettung des Banken- und Finanzsektors führte. 2010 wieder um 
verschärfte sich die Krise in Europa, die mit dem griechischen Finanz-
debakel begann und eine Reihe anderer hochverschuldeter EU-Mitglie-
der beeinflusste. Auch in Österreich wurden rasch umfangreiche Ban-
kenrettungspakete geschnürt und von der neuen großen Koalition unter 
Bundeskanzler Werner Faymann und Vizekanzler Josef Pröll Konjunk-
turförderungsprogramme beschlossen; Prölls Nachfolger Michael Spin-
delegger und Reinhold Mitterlehner setzten diese Politik fort. Sowohl 
international als auch national stand die Erinnerung an die Weltwirt-
schaftskrise in den 1930er Jahren Pate bei den Konzepten und motivierte 
umfassende staatliche Interventionen in die völlig versagenden freien 
Märkte. Die Sparpakete werden noch auf Jahre hinaus die gesellschaftli-
chen und politischen Rahmenbedingungen mitbestimmen, ohne dass es 
jedoch erkennbare Kontroll- und Interventionsmaßnahmen zur Regu-
lierung des Turbokapitalismus und der neoliberalen Wende gäbe.

Im Schatten der Krise startete die FPÖ nach der Spaltung in Knit-
telfeld neu durch und erreichte bei den neuerlich von einer heftigen 
rechtspopulistischen Migrations- und Sicherheitsdebatte geprägten Ge-
meinderatswahlen in Wien im Oktober 2010 25,77 Prozent. Die SPÖ 
verlor mit 44,34 Prozent die absolute Mandatsmehrheit und begann ein 
für Wien neues Experiment, eine rot-grüne Koalition. Das BZÖ wie-
derum sollte nach dem Unfalltod Jörg Haiders die Abspaltung in allen 
Bundesländern nicht überleben. Nur in Kärnten profitierten Haiders 
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politische Erben, wenn auch kurzfristig, von seinem regionalen Mythos, 
um sich aber dann rasch wieder mit der Strache-FPÖ auszusöhnen.

2013 brachten die Nationalratswahlen die wohl letzte Chance für die 
Große Koalition SPÖ-ÖVP. Die SPÖ blieb stimmenstärkste Partei, hat 
aber in den letzten zehn Jahren 10 Prozent ihrer Wählerinnen und Wäh-
ler verloren; die ÖVP als zweitstärkste Partei hat in diesem Zeitraum so-
gar 18 Prozent an Zustimmung eingebüßt. Nur ganz knapp schafften 
beide Parteien zusammen die 50-Prozent-Hürde, die FPÖ lag, wieder 
als Dritter, bei 20,51 Prozent. Es scheint nur mehr eine Frage der Zeit zu 
sein, bis es eine Regenbogenkoalition gibt, in der unter anderem auch 
die Grünen und/oder auch neue Parteien (Neos oder die Partei Frank 
Stronachs) vertreten sein werden.

Rückblickend gesehen, war das Staatsvertragsjubiläumsjahr 2005, das 
Jahr, in dem dieses Buch erstmals erschienen ist, ein vergleichsweise 
ruhi ges Jahr für die Republik Österreich. Es herrschte fast permanente 
Feststimmung. Gleich drei Jubiläen galt es zu feiern: 1945 (Kriegsende, 
Befreiung und Beginn der Zweiten Republik), 1955 (Unterzeichnung des 
Staatsvertrags und Neutralitätsgesetz), 1995 (EU-Beitritt). Ausstellungen 
im Schloss Belvedere, in der Schallaburg und in Hunderten Heimat-
museen sollten die Massen anziehen. Auch die Wiener Staatsoper, die 
mit einem Staatsakt und Stardirigenten aus aller Welt ihrer Wiedereröff-
nung am 5. November 1955 gedachte, inszenierte sich wie fünfzig Jahre 
zuvor als österreichischer Erinnerungsort. Das Kriegsende 1945, die Pro-
klamation der provisorischen Regierung Renner am 27. April 1945 wur-
den medial und politisch ebenso thematisiert wie die Befreiung des Kon-
zentrationslagers Mauthausen Anfang Mai 1945 oder die Befreiung der 
48 KZ-Nebenlager in ganz Österreich. Städte, Dörfer, Betriebe, Institu-
tionen, Organisationen, die politischen Parteien positionierten sich his-
torisch und versuchten ihre Vergangenheit neu zu interpretieren. Über-
dies bot das Gedenkjahr die letzte Chance für Zeitzeugen, ihre Berichte 
in der kollektiven Erinnerung festzuschreiben.

»History sells«: Doch wieviel an kritischem Geschichtsbewusstsein 
brachten die vielen historischen Inszenierungen nach dem Motto »Turn 
off the future, turn up the past« (Jesse Sykes) mit sich?
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Dieses Buch soll zehn wesentliche Entwicklungen und Bausteine der 
Zweiten Republik darstellen und die Erkenntnisse und Debatten der 
letzten Jahrzehnte mit einer wissenschaftlichen Analyse des Autors ver-
binden. Es soll einen intensiven, manchmal subjektiven, immer aber 
klaren Blick in das kollektive Gedächtnis der Österreicherinnen und 
Öster reicher eröffnen, der vor allem zum Nachdenken über Identität 
und Demokratiebewusstsein anregen soll. Nicht die bereits obligate ne-
gative Staatsdichtung wird zum Brennpunkt, sondern eine kritische 
Auseinandersetzung mit den Gründungs- und Wiederaufbaumythen 
der Zweiten Republik, die auch zum Widerspruch und zum Nachden-
ken anregen soll. Keine Vaterlandskunde, wohl aber eine aufgeschlos-
sene und offene Bewertung der Leistungen wie der Irrwege der Zwei-
ten Repu blik. Die österreichische Identität ist ebenso vertreten, wie es 
die spezifische Demokratieentwicklung und das österreichische Wirt-
schaftswunder sind. Dabei steht immer auch der internationale Bezug 
im Zentrum der Interpretation: Österreich, das sich als Nation viel zu 

Nach der Nationalratswahl 2013, v.l.n.r.:  
Werner Faymann, Michael Spindelegger, Heinz-Christian Strache,  

Eva Glawischnig-Piesczek, Frank Stronach, Matthias Strolz
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lange als  Insel gefühlt hat, ist schon lange keine Insel mehr, eher in man-
chen Bereichen ein Atlantis, auf dessen Spuren und Artefakte der Autor 
aufmerksam machen wird.

Ebenso zeichnet er ein Bild der wichtigsten politischen Akteure vor 
dem Hintergrund der politischen Parteienlandschaft. Dabei werden 
wohl manche Wunschvorstellungen und historischen Überlieferungen 
ins Wanken kommen, gleichzeitig aber viele neue Facetten ins Blick-
feld gerückt. Die Bedeutung der Frauen, die in den meisten Geschichts-
büchern nicht einmal bei den reinen Frauenwahlen des Jahres 1945, die 
die politische Weichenstellung der Zweiten Republik entschieden ha-
ben, thematisiert wird, soll in allen zehn Längsschnitten entsprechend 
reflektiert werden.

Demokratie und Politik ohne Kunst, Kultur und Medien sind unvor-
stellbar; vor allem im Kleinstaat Österreich sind sie ein Seismograph für 
das Ausmaß an offener demokratischer Auseinandersetzung.

Quer durch den Text werden immer wieder die demokratiepolitischen 
Einstellungen der Österreicher/innen ins Blickfeld gerückt. Da der De-
mos Gegenwart wie Zukunft unseres republikanischen Staats wesens ent-
scheidet, kommt der Frage nach Demokratiebewusstsein und den ent-
sprechenden Einstellungen eine große Bedeutung zu. Durch eine 2004 
eigens für dieses Buch in Auftrag gegebene Umfrage über das autoritäre 
Potential werden diese Ergebnisse mit den historischen Entwicklungen 
seit 1945 verglichen und durch neue Erhebungen 2007/2014 aktualisiert.

Die historischen Ursprünge der Neutralität bis hin zur aktuellen Re-
zeption bilden ebenso einen der zehn Themenstränge wie europäische 
Identität und Europapolitik. Ein oft vernachlässigter wesentlicher Teil 
der Geschichte der Zweiten Republik ist die Sozialpolitik, das österrei-
chische Wohlfahrtsstaatsmodell. Es hat wesentlich zur raschen Identi-
tätsbildung und zur Akzeptanz des Kleinstaats beigetragen. Daneben 
rückt aber auch die Bedeutung der politischen Vergangenheiten für die 
aktuelle Politik (von der Monarchie über die Regierungsdiktatur von 
Dollfuß und Schuschnigg bis zum Nationalsozialismus, zum Wieder-
aufbau und zur Ära Kreisky) ins Bild. Und schließlich sollen Zukunfts-
trends zusammengefasst werden, auch mit einer Bewertung diverser frü-
herer Zukunftsdeutungen.



Dieses Buch wäre nicht zustande gekommen, hätte es nicht einen ver-
ständnisvollen Verleger, Herbert Ohrlinger, und eine engagiert kritische, 
aber zugleich höchst einfühlsame Lektorin, Brigitte Hilzensauer, gege-
ben; ihnen gilt mein besonderer Dank. Für Kontrollrecherchen in der 
ersten Auflage 2005 danke ich Maria Wirth.

Wien, im Herbst 2014
Oliver Rathkolb
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»… uns bleibt nichts übrig,  
als selbst auf den Gedanken eines  

Anschlusses zu verzichten.«1

Nach dem Ende des Ersten Weltkriegs befürworteten 1918 die maßge-
benden politischen Kräfte in Österreich uneingeschränkt die parlamen-
tarische Demokratie und die Abschaffung der Monarchie; der Kleinstaat 
jedoch stieß auf große Skepsis. Der Satz vom »Staat, den keiner wollte« 
drückt diese Zweifel an der wirtschaftlichen und nationalstaatlichen Le-
bensfähigkeit eines nach dem Zerfall Österreich-Ungarns von rund 51 
auf 6,5 Millionen Einwohner geschrumpften Staatsgebildes präzise aus. 
Der Wille zum »Anschluss« an das inzwischen ebenfalls demokratisch 
organisierte Deutsche Reich ging quer durch die politischen Parteien, 
wurde aber von den alliierten Siegermächten (Frankreich, Großbritan-
nien und die USA) 1919 nicht akzeptiert und fand auch in Deutschland 
nur halbherzige Unterstützung.

Die nachfolgenden Jahrzehnte waren von der zunehmenden Militari-
sierung der politischen Auseinandersetzung und der Radikalisierung der 
Konflikte (Stichwort: Justizpalastbrand 1927) inmitten sozialer und öko-
nomischer Dauerkrisen geprägt. Der autoritäre Kurs des christlichsozi-
alen Bundeskanzlers Engelbert Dollfuß mit der Ausschaltung des Parla-
ments nach dem 4. März 1933 endete im Bürgerkrieg ab dem 12. Februar 
1934 und führte zum Verbot der SDAP (Sozialdemokratische Arbeiter-
partei). Das Ziel, durch eine Kanzlerdiktatur den Nationalsozialismus, 
der seit 1933 in Deutschland an der Macht war, zurückzudrängen, schei-
terte. Die Terrorattentate der Nationalsozialisten gingen weiter, Dollfuß 
selbst wurde im Juli 1934 bei einem missglückten Putschversuch ermor-
det. Sein Nachfolger Kurt Schuschnigg setzte vorerst auf einen Ausgleich 
mit Hitler-Deutschland (Juli-Abkommen 1936) und die Fortsetzung der  
Kanzlerdiktatur. Die vorsichtige Öffnung gegenüber der verbotenen 
»Linken« und den Gewerkschaften Ende 1937 kam jedoch zu spät und 
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brachte ebenso wenig Erfolg wie eine für den 13. März 1938 anberaumte 
Volksbefragung »Für ein freies und deutsches, unabhängiges und sozi-
ales, für ein christliches und einiges Österreich«, die Hitler untersagte. 
Der Einmarsch der deutschen Wehrmacht am 12. März 1938, dem kein 
Widerstand entgegengesetzt wurde, beendete endgültig die Kleinstaat-
lichkeit. An die 200 000 Menschen jubelten am Heldenplatz Adolf Hit-
ler als »Befreier« zu. Gleichzeitig begannen erste Verhaftungswellen; 
50 000 Österreicher/innen, politische Gegner/innen sowie Juden und 
Jüdinnen waren Opfer dieser Terroraktionen. Damit wurde auch bereits 
der Rahmen der Volksabstimmung vom 10. April 1938 abgesteckt, die 
über den »Anschluss« befinden sollte und deren fast hundertprozentige 
Zustimmung (99,6 Prozent) ein Ergebnis von Opportu nismus, ideolo-
gischer Überzeugung, massivem Druck und perfekter Propaganda sowie 
punktuellen Wahlfälschungen war.

Trotz der durch alle gesellschaftlichen Schichten gehenden An-
passung an das NS-Regime kristallisierten sich vielfältige Formen des 
Wider stands heraus, meist eine Reaktion auf die reichsdeutsche Domi-
nanz und die negativen Folgen der Expansionsfeldzüge der deutschen 
Wehrmacht in ganz Europa. Nach der Befreiung durch die Alliierten – 
vor allem durch die Rote Armee im Osten und US-Einheiten im Wes-
ten – standen aber nicht die eigene Verantwortung und Mitwirkung an 
Holocaust und Krieg im Zentrum gesellschaftlicher Debatten, sondern 
die Situation als Opfer, als Kriegsgefangene, Bombenopfer und Ver-
folgte von NS-Repressionen. Selbst die Leiden der jüdischen Bevölke-
rung – rund 130 800 Juden und Jüdinnen waren ins Exil getrieben wor-
den, rund 65 000 ermordet oder ums Leben gekommen – wurden rasch 
von den Hinweisen auf eigene Leiden und Schicksalsschläge verdrängt.

Die nationale Geschichtserinnerung hatte ihren Ursprung in dem 
Schockerlebnis, dass die »Ostmärker« nach 1938 keineswegs als Elite, 
sondern als bloße Provinzgesellschaft in das nationalsozialistische Deut-
sche Reich integriert worden waren. Da die NSDAP-Führung diese von 
den Österreichern selbstkonstruierte Sonderrolle der »besseren deut-
schen Kulturnation« bewusst negiert hatte, kam es, vor allem mit den 
zunehmenden militärischen Niederlagen nach der Schlacht um Stalin-
grad 1942/43, rasch zu einer emotionalen Ablösung. 1945 stellte dann 
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kaum jemand mehr öffentlich die staatliche Trennung von Deutschland 
in Frage. Eine starke eigenständige und kleinstaatliche Identität war da-
mit allerdings noch nicht herausgebildet.

Diese ambivalente Position wird bereits in der ersten Erklärung von 
Staatskanzler Karl Renner, einem klassischen deutschnationalen k. u. k. 
Sozialdemokraten, deutlich. Vor Beamten im Kanzleramt am Ballhaus-
platz erklärte er am 30. April 1945, »… dass der Anschlussgedanke, wie 
er in den Jahren 1918, 1920 und in den nachfolgenden Jahren vertre-
ten war, etwas ganz anderes vorgesehen hat, als Hitler gebracht hat. Sei-
ner Idee nach sollte das österreichische Volk als Bundesglied mit seinem 
aufrechtstehenden Staate als Bundesstaat nach der Weimarer Verfas-
sung in die Gemeinschaft aller deutschen Stämme eintreten […]. Es ist 
Adolf Hitler, der den Anschluss zuerst verfälscht und verfehlt, und zum 
Schluss für alle Zeit verspielt hat. Die drei Weltmächte [USA, UdSSR 
und Großbritannien, Anm. d. Verf.] haben sich geeinigt, das selbstän-
dige Österreich wiederherzustellen, alle übrigen Staaten der Welt bis auf 
ganz kleine Ausnahmen haben sich diesen Weltmächten angeschlossen, 
und uns bleibt nichts übrig, als selbst auf den Gedanken eines Anschlus-
ses zu verzichten. Das mag so manchem hart werden, aber andererseits, 
nach dem was geschehen ist, nach dieser furchtbaren Katastrophe, ist die 
einmal vollzogene Tatsache für uns alle zugleich eine erlösende und be-
freiende Tatsache.«2

Nun war Österreich tatsächlich ein »Sonderfall« im Zentrum der 
Weltpolitik, wie es gerne immer gewesen wäre, und zwar aufgrund der 
zufälligen geographischen Lage zwischen den Blocksystemen im Kal-
ten Krieg. Gleichzeitig entwickelte sich die Vorstellung, dass Österreich 
entsprechend intensiv auch von der neuen westlichen Supermacht, den 
USA, registriert werden würde. Es ließ sich, wie ein deutscher Politiker 
1952 süffisant festhielt, »statt seine Mithaftung anzuerkennen, als über-
fallenes Kind hätscheln«3; trotzdem war dies kein Thema in der Geopo-
litik. Die Überschätzung der internationalen Bedeutung der Öster reich-
Frage, vermischt mit einem unausgesprochenen schlechten Gewissen, 
dauert hingegen, ganz im Sinne eines nationalen Solipsismus, bis zum 
heutigen Tag an, vermittelt und verstärkt durch die österreichische 
Presse. Auch die Politik transportiert die Fehleinschätzung, dass bei-
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spielsweise US-Entscheidungsträger und -Medien ständig die Entwick-
lungen in Österreich beobachten. Dies traf vereinzelt wohl auf den Zeit-
raum bis 1955 zu, doch trotz Waldheim und Haider blieb Österreich 
auch in den 1980er und 1990er Jahren in den USA wohl eher als Musik-
land oder als Schauplatz der Trapp-Familiensaga »A Sound of Music« 
präsent, wie Langzeitauswertungen von Medien dokumentieren.

Durch die Neutralität aus 1955 erhielt die österreichische Selbstbezo-
genheit einen permanenten und besonderen Status. Österreich galt als 
Brücke zwischen Ost und West, als Treffpunkt für Entspannungsgesprä-
che in den 1970er Jahren. Es ist nur scheinbar ein Widerspruch, dass das 
gesamtösterreichische Nationalbewusstsein gerade in der aktiven außen-
politischen Ära Bruno Kreiskys besonders gedieh, als Internationalis-
mus en vogue war. Die weltweite Anerkennung und Reputation stärkten 
die Identität des Kleinstaats; Provinzialismus und permanenter Selbst-
überschätzung wurden jedoch keineswegs die »Giftzähne« gezogen. Das 
Ende des Kalten Kriegs und die Integration in die EU hatten dann ein 
abruptes Ende der bereits in den 1980er Jahren deutlich reduzierten Son-
derrolle Österreichs im Gefolge. Den selbstverliebten Österreicher/in-
nen brachten der EU-Beitritt, aber auch die Konsequenzen der Glo-
balisierung eine handfeste Krise. Plötzlich galt es neue Realitäten und 
Entscheidungsprozesse zu akzeptieren, was zunehmend zu Friktionen 
führte, da die politische und ökonomische Sonderrolle Öster reichs aus 
dem Kalten Krieg deutlich reduziert wurde oder ganz verschwand. So 
scheiterte etwa die Antiatompolitik, die sich Österreich nach der Volks-
abstimmung gegen die Inbetriebnahme des Atomkraftwerks Zwenten-
dorf 1978 auf die Fahnen geschrieben hatte, gegenüber der Tschechi-
schen Republik, der Slowakei und Slowenien, da Österreich in der EU 
keine Lobby – zum Beispiel gegen die Inbetriebnahme von Temelín – 
mobilisieren konnte.

Dieser Trend wird durch eine globale Entwicklung verstärkt, wie eine 
Studie des Washingtoner »Research Center for the People & the Press« 
vom Juni 2003 nach einer Befragung von 66 000 Menschen aus 49 Nati-
onen dokumentierte.4 Dieser höchst repräsentative Ausschnitt der Welt-
öffentlichkeit  – ohne Kleinstaaten wie Österreich – ist sich über alle 
Alters gruppen hinweg relativ einig, dass die Globalisierung den Verlust 
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traditioneller kultureller Identitäten zur Folge habe. So sahen beispiels-
weise in Deutschland 69 Prozent der Befragten ihren traditionellen Le-
bensstil gefährdet, 68 Prozent der Italiener befürworteten – ebenso wie 
53 Prozent der Franzosen – kulturellen Protektionismus zum Schutz der 
»nationalen« Kultur. Derartige Entwicklungen wirken sich in Kleinstaa-
ten mit einer relativ jungen nationalen Identität noch stärker aus. In die-
sem Sinne liegt also Österreich im globalen Mainstream der Identitäts-
entwicklung, aber mit noch heftigeren Reaktionen in Krisenzeiten.

In einem Gespräch mit dem Autor gebrauchte Viola Breit, die 1938 
mit ihrer Familie aus Wien vertrieben worden war, einmal den Begriff 
»Solipsismus«, um das nationale Selbstverständnis ihrer ehemaligen 
Landsleute zu beschreiben. Damit wird der Kern der aktuellen Eigen-
sicht der meisten Österreicher und Österreicherinnen prägnant skizziert: 
eine permanente Ichbezogenheit. Meiner Ansicht nach ist dieser öster-
reichische Solipsismus eine Konstante, die sich aus den letzten Jahrzehn-
ten der Monarchie herleitet. Damals dominierte eine deutschsprachige 
Minderheit die anderen nationalen Mehrheiten (mit Ausnahme der Un-
garn ab 1867). Das Gebiet des heutigen Österreich mit der Reichshaupt- 
und Residenzstadt Wien wurde zum Zentrum aller Aktivitäten und Ent-
wicklungen in der Monarchie hochstilisiert, die reale Entwicklung in 
der Außenwelt von der dominierenden nationalen Gruppe jedoch ver-
drängt, sowohl in der Nationalitätenfrage als auch in der ökonomischen 
und politischen Entwicklung in Europa. Die Kriegserklärung 1914 trotz 
inferiorer militärischer und sozioökonomischer Kapazi täten bildete den 
ersten Kulminationspunkt dieser Fehleinschätzung und grundlosen 
Überhöhung der eigenen Möglichkeiten.

Deutliche Spuren von Solipsismus finden sich auch in Umfragen über 
den Nationalstolz. Schon vor der Volksabstimmung über einen EU-Bei-
tritt Österreichs dokumentierten Meinungsbefragungen für Österrei-
cher und Österreicherinnen einen extrem ausgeprägten National stolz, 
der im internationalen Vergleich nur durch den der US-Bevölkerung 
übertroffen wurde.5 Klar wurde dabei auch, dass dieser Nationalstolz 
häufig auf Argumenten wie »schöne Landschaft« (zunehmend mit ei-
nem hohen Umweltbewusstsein verbunden) sowie der traditionellen 
Volks- und Hochkultur aufbaute. Als drei »sichere Orte« der österreichi-
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schen Identität können hier Landschaft, Kultur (sowohl Hochkultur als 
auch Volkskultur) und – immer noch – die Neutralität angeführt wer-
den. Bemerkenswert ist, dass die »Medizinische Schule« nach wie vor ei-
nen sehr hohen Stellenwert besitzt. Sporterfolge, die ursprünglich (in 
den 1950er Jahren) sehr wichtig waren, verlieren seit 1980 an Bedeutung, 
Sportstars selbst stehen hingegen nach wie vor ganz oben auf der Aner-
kennungsskala.

Das politische System Österreichs, seine Verfassung jedoch zäh-
len nicht zu den sicheren Orten auf der mentalen Identitätslandkarte 
Österreichs. Dies ist ein auffallender Unterschied zu Deutschen, aber 
auch Amerikanern, die nie das Vertrauen in ihre (an sich höchst reno-
vierungsbedürftige) Verfassung aus dem 18. Jahrhundert verloren haben. 
In Österreich hingegen schwand der »Glauben« an Politik nach der Ära 
Kreisky: 1987 bezeichneten nur noch 27 Prozent der Befragten die öster-
reichische Politik als Leistung, auf die man stolz sein könne (gegenüber 
72 Prozent im Jahr 1980).6 Im Oktober 2000 waren nur 27 Prozent der 
Österreicher/innen mit der politischen Lage zufrieden, die Krise hielt 
an. Auch das Vertrauen zu Politikern im Vergleich zu Ärzten (91 Pro-
zent Zustimmung), Lehrern und Polizisten (je 76 Prozent) war 2004 ex-
trem niedrig (15 Prozent).7 Damit liegt Österreich auf einer Linie mit 
Ungarn (14 Prozent), aber doch deutlich besser als Deutschland (6 Pro-
zent), Italien (9 Prozent) oder Polen (6 Prozent). In diesem Zusammen-
hang zeigen sich jedoch regionale Unterschiede, die teilweise mit der re-
gionalen Identität der Österreicher/innen zusammenfallen, der älteren 
Wurzel der nationalen Identität. Während also im Jahr 2000 27 Prozent 
insgesamt politische Zufriedenheit signalisierten, waren es in Tirol nur 
19 Prozent, in der Steiermark und Vorarlberg hingegen je 36 Prozent; 
Wien lag im Durchschnitt.8

Gleichzeitig – beinahe als Gegenbewegung – stieg wie erwähnt der 
österreichische Rekord-Nationalstolz spätestens 1990 im europäischen 
Vergleich an:9 (1. Polen, 2. Österreich, 3. Großbritannien, 4. Ungarn, 
5. Norwegen und Spanien, 7. Schweden, 8. Italien, 9. Tschechoslowakei, 
10. Bundesrepublik Deutschland) und verstärkte sich 1995 noch (1. Öster- 
reich, 2. Norwegen, 3. Großbritannien, 4. Spanien, 5. Deutschland, 6. Ita- 
lien, 7. Schweden, 8. Tschechien, 9. Ungarn, 10. Polen). Nachdenklich 
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stimmt in diesem Zusammenhang aber, dass Österreich bei Fragen, die 
einen negativ konnotierten Patriotismus (Chauvinismus im klassischen 
Sinn) und nationale Überlegenheit signalisierten, 1998 als erster sogar 
die USA schlug, gefolgt von Bulgarien, Ungarn und Kanada. (Im Ran-
king für den positiv besetzten Patriotismus lag Irland vor den USA, Ka-
nada und Österreich sowie Neuseeland.)

Bereits an dieser einfachen Aufzählung zeigt sich, wie stark externe 
Einflüsse nationale Gefühlswelten verändern können, wenn es zu sozio-
ökonomischen Krisen wie in Polen oder in Ungarn seit 1989 kommt. 
Wer annimmt, dass aufgrund der ökonomischen und kulturellen Globa-
lisierung, die bereits vor dem Fall des Eisernen Vorhangs auch Ost europa 
und die Sowjetunion in abgeschwächter Form erreicht hatte, nationale 
Codes weniger wichtig werden, irrt. Ganz im Gegenteil: Je stärker die 
konkreten oder vermuteten Auswirkungen von Globalisierung und 
euro päischer Integration die Lebenswelten der Menschen erreichen, des-
to intensiver wird der Rückgriff auf enge und traditionelle nationale 
Wertsysteme. Gerade an der Geschichte jenes Raums in der Habsburger 
Mon archie, den das heutige Österreich einnimmt, lässt sich eines nach-
weisen: Aufgrund der ersten Globalisierung Ende des 19. Jahrhunderts 
im Gefolge der industriellen Revolution eskalierte der radikale Nationa-
lismus als einfache, aber letztlich katastrophale Antwort auf tief greifende 
sozioökonomische Änderungen.

Zusätzlich zu einer theoretischen »inneren« Definition von Nation 
und Identität für Österreich ist es unumgänglich notwendig, den jewei-
ligen externen Rahmen im Bereich von vernetzter Ökonomie, interna-
tionaler Politik und Kulturtransfer zu berücksichtigen. So haben der 
Sozio loge Max Haller10 und die Sprachwissenschaftlerin Ruth Wodak11 
Nationstheorien und Identitätskonzepte theoretisch-kritisch analysiert, 
während die historisch-politischen Diskurse von Politikwissenschaft-
lern wie Anton Pelinka oder Historikern wie Ernst Bruckmüller und Ge-
rald Stourzh thematisiert wurden. Der Trend in der primär historischen 
und sozialwissenschaftlichen Diskussion12 geht in Richtung einer Defi-
nition der österreichischen Nation als Staatsnation, als »politische Wil-
lensgemeinschaft«. Nach Ruth Wodak unterscheidet sich diese »bewusst 
von traditionell-konservativen bis rassistischen Konzepten wie ›Kultur-
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nation‹, ›Sprachnation‹ oder ›Abstammungsgemeinschaft‹«. Gerade vor 
dem Hintergrund der Renationalisierungsdebatten der letzten zwanzig 
Jahre stellt sich aber die Frage, ob die Theorie hier nicht eine Idealform 
entwickelt hat, die sich vor allem in der Migrations- und EU-Erweite-
rungsdebatte nicht bewahrheitete. Die österreichische Gesellschaft, aber 
zunehmend auch die drei großen politischen Parteien – allen voran mit 
unmissverständlicher Radikalität die FPÖ – forcieren deutliche kultur-
nationale Elemente.

Max Haller bringt die komplexen theoretischen Diskurse auf einen 
einfachen Nenner: »Das Konzept der ›Staatsnation‹ betont die politi-
sche Gemeinsamkeit aller auf dem Territorium des Staates lebenden 
Bürger, ihre gleichen Rechte und Pflichten; das Konzept der ›Kultur‹- 
oder Ethno nation betont die Ähnlichkeit oder Verwandtschaft der An-
gehörigen einer Nation in Bezug auf Sprache und Kultur, Sitten und 
Gebräuche, bis hin zur Blutsverwandtschaft durch gemeinsame Abstam-
mung  […]. Es erscheint in diesem Zusammenhang naheliegend, das 
Konzept der Staatsnation mit einer ›offenen‹, das der ›Ethno‹- oder ›Kul-
turnation‹ mit einer ›geschlossenen Gesellschaft‹ gleichzusetzen.«

Bereits in der Definition zeigt sich aber, dass im subjektiven Erleben 
von Nationalität beide Strömungen im Widerstreit stehen, wobei die 
jeweiligen Gemengelagen primär von internationalen Entwicklungen, 
aber auch von innerösterreichischen Änderungen beeinflusst werden. In 
diesem Sinne ist die österreichische Identität noch immer im Fluss, wo-
bei gerade jüngste nationale und internationale Konfrontationen auch 
eine grundsätzliche Entscheidung bringen werden, wohin die österrei-
chische Identität zwischen Globalisierung und Erweiterung der Euro-
päischen Union gehen wird.

Im Folgenden sollen einige Spezifika der Nation Österreich aufge-
zeigt werden, die zu Kriegsende 1945 kaum eine stark ausgeprägte, fass-
bare Identität hatte, sich aber bereits 45 Jahre später – also binnen ein, 
zwei Generationen – vollkommen als Kultur- und Staatsnation verstand. 
Dieser rasche Nationsbildungsprozess gehört sicherlich zu den Rätseln 
der Zweiten Republik, wird aber selten so intensiv hinterfragt wie der 
soziale und ökonomische Aufbau nach 1945, obwohl gerade in diesem 
Bereich Selbstreflexion höchst wichtig wäre. Es soll untersucht werden, 
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welche Komponenten die österreichische Identität seit 1945 geformt ha-
ben. Zu diesem Zweck ist es notwendig, zentrale Stränge zu definieren, 
anhand derer die Identität der Bevölkerung – die sich durchaus vom 
Selbstverständnis der Eliten und politischen Entscheidungsträger unter-
scheiden kann – hinterfragt werden kann.

Parteiische (prowestliche) Neutralität,  
Staatsvertrag und Kleinstaatlichkeit

Ein auf den ersten Blick verblüffendes Ergebnis erbrachte eine Um-
frage der Sozialwissenschaftlichen Studiengesellschaft im Oktober 1995 
zur Frage »Seit wann gibt es ein freies Österreich?« 87 Prozent der Be-
fragten nannten das Jahr 1955 und nicht das Jahr der Befreiung durch 
die Alliierten, 1945; von diesen 87 Prozent votierten 52 Prozent für den 
15. Mai 1955, den Tag der Unterzeichnung des Staatsvertrags, 35 Prozent 
für den 26. Oktober 1955, an dem das Neutralitätsgesetz im Parlament 
beschlossen worden war. Zehn Jahre alliierte Administration, die durch 
Marshall-Plan-Hilfe und gemeinsame Kontrolle politischer Strukturen 
eine extrem wichtige Rolle für die Konstituierung der Zweiten Repu-
blik gespielt hatten, werden nach wie vor bloß als »Besatzungszeit« wahr-
genommen beziehungsweise sind aus der kollektiven Erinnerung ver-
drängt worden.

Seit den 1960er Jahren wurden vor allem im Unterricht und bei poli-
tischen Veranstaltungen Staatsvertragsabschluss und Neutralitätsgesetz 
als zentrale Staatsgründungsdokumente präsentiert und gefeiert. Aber 
bereits 1956 – so beim 11. Jahrestag der Unabhängigkeitserklärung vom 
27. April 1945 – wurde nochmals der Kontext der Staatsgründung festge-
halten: »Österreich ist frei.«13 Leopold Figls berühmter Satz sollte auch 
2005 wieder zahlreiche Aktivitäten untermalen; zum Unterschied von 
1955/56 und den 1960er Jahren stand aber nun nicht das Neutralitäts-
gesetz, sondern die Befreiung vom »Besatzungsregime« der Alliierten 
im Zentrum der öffentlichen Debatten. Die Neutralität ist zwar längst 
in ihrer ursprünglichen sicherheitspolitischen und völkerrechtlichen 
Komponente reduziert, doch der ökonomische und soziale Fortschritt 
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im Wiederaufbau und die Hochphase sozialer und politischer Zufrie-
denheit in den siebziger Jahren werden direkt damit in Zusammenhang 
gebracht. Vor allem Bruno Kreiskys Konzept einer aktiven und selbst-
bewussten Neutralitätspolitik und das Bestreben des damaligen Bundes-
kanzlers, außenpolitische Fragen und Themen breit und öffentlich zu 
diskutieren, haben diese Transformation von Neutralität in einen Code 
für Wohlstand, Sicherheit und internationale Reputation tief im kol-
lektiven Bewusstsein verankert. Zufrieden – aber nicht ohne einen Un-
terton der Warnung vor einem übertriebenen Nationalismus  – sagte 
Kreisky daher bei seiner Abschiedsrede im Parlament am 28. Septem-
ber 1983: »Alle Gruppen stehen heute zu unserer Fahne, sie entblößen 
ihr Haupt, wenn unsere Hymne erklingt. Niemand stellt heute mehr die 
Lebensfähigkeit Österreichs in Frage. Es ist ein neuer, sehr ruhiger und 
stiller Patriotismus entstanden.«

Bereits Mitte der sechziger Jahre wurde von politischen Entschei-
dungsträgern die Bedeutung der Neutralität als konstitutives Element 
der Nationswerdung erkannt und gefördert. In diesem Sinne war auch 
das Bundesgesetz vom 25. Oktober 1965 über den österreichischen Na-
tionalfeiertag (dem nur drei Vorarlberger Abgeordnete der ÖVP und 
die FPÖ nicht zustimmten) eine wichtige symbolisch-politische Maß-
nahme auf dem langen Weg zur Ablösung von den latenten Anschluss-
träumen. Damit wurde der inhaltsleere »Tag der Fahne« mit der Neutra-
lität »gefüllt«. Eine aktive Außenpolitik war daher im Österreich der 
sechziger Jahre auch als Mittel zur Identitätsförderung konzipiert. So-
wohl die Große Koalition ÖVP-SPÖ als auch die ÖVP-Alleinregierung 
unter Josef Klaus ab 1966 verantworteten diesen Kurs gemeinsam. Eine 
stärkere Internationalisierung sollte die nach wie vor vorhandenen groß-
deutschen Tendenzen zurückdrängen, und der nationale Code für Inter-
nationalisierung war eben »Neutralität«.

Ein Blick auf die Meinungsumfragen jener Zeit dokumentiert, dass 
der Identitätsbildungsprozess wirklich erst im Aufbau war: 1964 wand-
ten sich 15 Prozent strikt gegen die Vorstellung einer eigenen österreichi-
schen Nation, 23 Prozent vermuteten eine allmähliche Nationswerdung, 
47 Prozent bejahten den Begriff einer österreichischen Nation.14 Zwar 
hatten sich unmittelbar nach dem Jubeljahr 1955 und der Erlangung der 
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staatlichen Souveränität schon 49 Prozent für eine österreichische Na-
tion ausgesprochen, aber immerhin noch 46  Prozent bekannten sich 
zum »deutschen Volk« Im politischen Rahmen wurden diese Diskussi-
onen deutlicher: So artikulierte FPÖ-Bundesparteiobmann Friedrich 
Peter am 28. Juni 1967 seine Ablehnung eines »Nationalfeiertags«, da 
es nur einen »Staatsfeiertag« geben könne. Sein Nach-Nachfolger Jörg 
Haider, Jahrgang 1950, also Repräsentant der zweiten Generation in der 
FPÖ, meinte noch am 8. August 1988 im ORF-Inlandsreport, »dass die 
österreichische Nation eine Missgeburt gewesen ist, eine ideologische 
Missgeburt. Denn die Volkszugehörigkeit ist die eine Sache, und die 
Staatszugehörigkeit ist die andere Sache.« Später schwor sich die FPÖ 
auf Haiders Weisung auf konservativen, »heimattreuen« Österreich-
Patrio tismus ein, allerdings mit primär kulturdeutsch-nationalen Defi-
nitionsmerkmalen.

Bekanntlich hat es weder über die staatliche Souveränität Österreichs 
1945 noch über das Neutralitätsgesetz eine Volksabstimmung gegeben. 
Im ersten Fall entschieden die Alliierten, im zweiten Fall österreichi-
sche politische Eliten der ÖVP, zögernd, aber doch unterstützt von der 
SPÖ. Die FPÖ hingegen stimmte gegen die immerwährende Neutrali-
tät, da dies die Aufgabe der gesamtdeutschen Grundpositionen und den 
Beginn der nationalen (nicht nur staatlichen) Eigenständigkeit bedeu-
tete. Es gibt daher relativ wenige Informationen über das Neutralitäts-
bewusstsein der Öffentlichkeit zu diesem Zeitpunkt; jedenfalls existierte 
eine breite Mehrheit gegen eine weitere Involvierung in Aggressions-
kriege, wie es im Ersten und Zweiten Weltkrieg der Fall gewesen war. 
Die zentrale Frage war eher, ob die Neutralität auch weiterhin die Do-
minanz der ideologischen, kulturellen und ökonomischen Westintegra-
tion und des radikalen Antikommunismus gewährleisten würde. 2011 
wollten noch immer 70 Prozent der Befragten an der Neutralität fest-
halten, zeigten sich aber vielfach zu internationalen Militärkooperati-
onen bereit.15
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Antikommunismus: eine verdrängte Komponente  
der österreichischen Identität

Antirussische Stereotypen waren seit dem späten 19. Jahrhundert im 
öster reichischen Raum präsent; seit der bolschewistischen Revolution  
in Russland 1917/18 und nach der Ausrufung der Republik Deutsch- 
Österreich am 12. November 1918 eskalierten sie als Antibolschewismus 
und Antikommunismus in noch radikaleren Formen. Der National-
sozialismus perfektionierte die rassistische Konnotation vom slawischen 
»Untermenschen«. Die marodierenden und vergewaltigenden Soldaten 
der Nachhut der Roten Armee, die Österreich 1945 befreit hatte, sorgten 
schließlich für eine traumatische Bestätigung mancher Vorurteile.

Nach dem Zweiten Weltkrieg war die Abgrenzung vom kommu-
nistischen System der Nachbarstaaten für Österreich ein wesentliches 
Element, den Glauben an die Kleinstaatlichkeit zu stärken. Geschickt 
wurde das Argument einer angeblichen ständigen kommunistischen Be-
drohung von innen und außen vor allem gegenüber den USA ausge-
spielt. Dadurch konnte ein Maximum an finanzieller und politischer 
Unterstützung erzielt werden, ohne dass die USA die wirtschaftlichen 
und politischen Strukturen entsprechend ihrem Modell zu ändern ver-
suchten. So erhielt Österreich eine der höchsten Pro-Kopf-Quoten an 
Marshall-Plan-Hilfe, die österreichische Wirtschaftsstruktur wurde je-
doch nicht wirklich reformiert oder der Staatseinfluss reduziert. Auch 
bei den staatlichen Verpflichtungen spielte man lange Zeit geschickt die 
Bedrohungskarte aus, um die Zahlungen auf die lange Bank zu schieben 
(etwa bei den jüdischen Kompensationsforderungen oder den Ansprü-
chen von amerikanischen, britischen und anderen Erdölkonzernen). 
Der alle rechtlichen und politischen Schranken relativierende Antikom-
munismus führte auch dazu, dass höchst belastete ehemalige NSDAP-
Eliten oder Fachleute aus der NS-Rüstungsindustrie aus »nationalem In-
teresse« integriert wurden, während man etwa Künstler/innen, die im als 
kommunistisch stigmatisierten Neuen Theater in der Scala, für die sow-
jetische Filmindustrie oder die »Russische Stunde« der RAVAG gearbei-
tet hatten, ausgrenzte. In vielen Fällen blieb dann nur noch die Emigra-
tion in die DDR.
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Ein wichtiges Ereignis für die österreichische Identitätsbildung ist in 
diesem Zusammenhang der angebliche kommunistische Putschversuch 
vom September/Oktober 1950. 1997 warf der Salzburger Historiker Ernst 
Hanisch die hypothetische Frage auf, ob die 68er-Geschichtsschreibung 
die »Gefahr der kommunistischen Machtergreifung in Ostösterreich« 
unterschätzt habe.16 Damit fand er sich auf einer Linie mit dem früheren 
Präsidenten des Österreichischen Gewerkschaftsbundes und ehemaligen 
SPÖ-Innenminister Franz Olah, der noch 2005 vehement die These ver-
trat, die Massenstreiks der KPÖ im September und Oktober 1950 seien 
ein Putschversuch gewesen. Alle vorhandenen Quellen und die beinahe 
einheitliche Meinung der entsprechenden wissenschaftlichen Analy-
sen schließen eine derartige Planrichtung als unrealistisch aus, doch der 
»Putschversuch« von 1950 bleibt ein Mythos, der trotz zahlreicher Stu-
dien immer noch präsent ist, ein Mythos, der aus der Österreich-Identi-
tät der Nachkriegsgeneration nicht wegzudenken ist.

Das bedeutet allerdings nicht, dass es keine Planungen in diese Rich-
tung gegeben hätte. Neue sowjetische Dokumente belegen, dass Teile der  

Die sowjetische Stadtkommandantur an der  
Wiener Ringstraße (Palais Epstein)
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KPÖ-Führung eine Lösung nach dem Vorbild der sich abzeichnen-
den Teilung Deutschlands als Option ernsthaft diskutierten.17 Am 
13.  Februar 1948 erhielten die beiden KPÖ-Spitzenfunktionäre Johann 
Koplenig und Friedl Fürnberg aber beim Rapport in Moskau durch das 
für außenpolitische Fragen zuständige Politbüro-Mitglied Andrej Zda-
nov eine politische Kopfwäsche. Aus sowjetischer Sicht lagen nicht eine 
mögliche Teilung Österreichs und eine Fortsetzung der sowje tischen 
Präsenz im Interesse der KPÖ und der österreichischen Bevölkerung, 
sondern ein Abschluss des Staatsvertrags und der Abzug aller  Alliierten.

Während viele Erinnerungen und Zeitzeugen wie Franz Olah die 
Ereignisse im Oktober 1950 also als Putschversuch empfunden haben, 
wurde zwei Jahre zuvor über eine Spaltung des Landes diskutiert. Sie 
wurde durch die UdSSR verhindert; doch diese Erinnerung ist nicht Be-
standteil des kollektiven Gedächtnisses in Österreich geworden.

Da die meisten historischen, soziologischen und politikwissenschaft-
lichen Studien geopolitische Aspekte eher an den Rand rücken, bleibt 
der Antikommunismus als wesentliche Komponente für die relative Sta-
bilität der österreichischen Nachkriegsgesellschaft in der höchst labilen 
Aufbauphase ausgeblendet. Doch auch nach dem Zusammenbruch des 
kommunistischen Blocks spielt diese Frage in der öffentlichen Meinung 
noch immer eine Rolle, wie man etwa an den Vorurteilen gegen die mit-
tel-osteuropäischen EU-Beitrittswerber beobachten konnte und kann. 
In der Auseinandersetzung um das Atomkraftwerk Temelín kamen dazu 
noch ältere Vorurteile gegenüber den Tschechen, mit Rückgriffen auf 
den Nationalitätenkonflikt um 1900. Diese Bilder sind im Eis des Kal-
ten Krieges konserviert worden, um nach 1989 wiederbelebt zu werden. 
Weder Schule noch Universität haben nachhaltig auf diese über drei bis 
vier Generationen transportierten nationalen Stereotypen Einfluss neh-
men können – oder wollen.

So besitzt also der Antikommunismus meiner Meinung nach sowohl 
auf der Ebene der Eliten als auch im gesellschaftlichen Diskurs nach 1945 
eine wesentlich wichtigere verbindende Funktion als etwa der Mythos 
der Lagerstraße, das heißt die gemeinsamen traumatischen Erinnerun-
gen von späteren Funktionären der ÖVP und SPÖ an die NS-Konzen-
trationslager oder -Gefängnisse.
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Abgrenzung gegenüber  
Deutschland und Osteuropa

Der böse »Preuße«

Das Ende aller auch theoretischen Diskussionen über eine »gesamt-
deutsche« Option, die eigentlich in der Sozialdemokratie wieder ein-
setzen hätten können, wurde nach 1945 mit aller Konsequenz durch-
gezogen und unnachgiebig eingehalten. Sowohl der alliierte Druck als 
auch die klare Konsequenz, dass die These, 1938 Opfer einer militäri-
schen Aggression durch Hitler-Deutschland gewesen zu sein, eine Auf-
gabe des Anschluss-Gedankens bei den Regierungsparteien erforder-
ten, setzten sich durch: vorerst primär als nützliche Staatsdoktrin, die 
Reparationsforderungen abwenden, aber auch jüdische Restitutions- 
und vor allem Wiedergutmachungsforderungen finanziell gering halten  
und verzögern sollte. Wer diese Staatsdoktrin nicht mittragen wollte, 
wurde gemaßregelt, so der Chefredakteur des sozialistischen Linzer Tag-
blatts, Dr. Alois Oberhummer, nach einem Artikel vom 7. Februar 1946: 
»Gute Österreicher – gute Kulturdeutsche«. In diesem Artikel hatte er 
die  Zugehörigkeit der Österreicher zur deutschen Kulturnation vertei-
digt, da das »österreichische Volk« aus vielen Nationen zusammen-
gesetzt sei. Sofort distanzierten sich die SPÖ-Parteivorstände in Wien 
und Linz von diesem Artikel, und die US-Administration belegte für 
kurze Zeit das Blatt mit Erscheinungsverbot. Der wohl prominenteste 
sozial demokratische Funktionär im Exil, Friedrich Adler, pole misierte 
hingegen noch 1955 im Ausland gegen die staatliche Selbständigkeit 
Öster reichs. 1945 hatte er vergeblich eine Volksabstimmung über die 
Aufhebung des »Anschlusses« von 1938 gefordert. Die Utopie einer ge-
samtdeutschen Revolution auf der Basis von 1848 war also bei manchen 
noch nicht ad acta gelegt worden, realpolitisch jedoch spielte sie keine 
Rolle mehr.

Wie Meinungsumfragen aber zeigen, wurde dieses Diskussionsver-
bot ab 1949 vom Verband der Unabhängigen (VdU) durchbrochen und 
artete in extremen Deutschnationalismus rechtskonservativer Prägung 
aus. Eine offene und intensivere Auseinandersetzung über Österreich als 
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deutsche Kulturnation hätte die langen Schatten dieser Debatte, die bis 
in die siebziger und achtziger Jahre reichten, vielleicht verhindert.

Paradebeispiele für die wichtige Rolle der Ablösung von allem »Deut-
schen« als Staatsdoktrin der Zweiten Republik fanden sich in der kul-
turpolitischen Debatte nach 1945. Selbst das Österreich-Bild im Exil 
wurde durch primär an rückwärtsgewandter Klassik orientierte kultu-
relle Aktivitäten bestimmt und lag in vielen Fällen nicht weit entfernt 
vom  barocken Österreich-Bild des diktatorischen »Ständestaats«. Die 
Vorstellungen des kommunistischen Staatssekretärs für Volksaufklä-
rung, Unterricht und Erziehung, Ernst Fischer, der aus dem Moskauer 
Exil eine Art anti preußische Österreich-Ideologie mitgebracht hatte, be-
geisterten sogar den ehemaligen Chefredakteur des christlichsozialen 
Zentralorgans Reichspost, Friedrich Funder: »Die Kommunisten haben 
in Dr. Fischer innerhalb der Regierung einen sehr begabten Vertreter ge-
funden […]. Die starke österreichische Note, die er immer wieder an-
schlägt, ist nach meinem Gefühl echt.«18 Unter Fischer wurde mit Er-
lass vom 3. September 1945 sogar das Schulfach »Unterrichtssprache« 
(statt »Deutsch«) eingeführt, eine Maßnahme, die fälschlich meist sei-
nem Nachfolger, ÖVP-Unterrichtsminister Felix Hurdes, zugeschrie-
ben wird, da der Erlass erst nach den Novemberwahlen 1945 konkret 
bei Zeugnissen umgesetzt wurde. Die ÖVP wiederum setzte nicht nur 
auf eher lächerliche nationale Gesten, sondern zielte auf eine radikale 
»Verösterreicherung« im Schulunterricht, meist unter Rückgriff auf das 
barocke und imperiale Erbe vor 1918, versehen mit stark katholischem 
Kolorit. Für den Schulunterricht etwa formulierten die »Programmati-
schen Leitsätze« als Ziel eine »restlose Durchdringung […] mit österrei-
chischem Gedankengut«. Gleichzeitig wurde zu »intensivster Arbeit am 
Aufbau der österreichischen Nation« aufgerufen, »die ein starkes, stolzes 
österreichisches Staats- und Kulturbewusstsein formen muss«.19

Verstärkt wurde diese radikale kulturpolitische Abgrenzung vom 
»Preußentum« des 18. und 19. Jahrhunderts durch die alliierte Politik, 
alle »Altreichsdeutschen«, also Personen, die vor dem 13. März 1938 deut-
sche Staatsbürger gewesen waren, nach Deutschland abzuschieben. 
Hunderttausende »Reichsdeutsche«, Männer, Frauen und Kinder, wur-
den 1945/46 – ohne jede Auseinandersetzung über ihre politische Verant-
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wortung – aus Österreich nach Deutschland transportiert, wobei häufig 
Familien zerrissen wurden. Der deutsche Starregisseur Peter Stein denkt 
ebenso mit Erstaunen an diese radikale Austrifizierung zurück, die er 
als Kind in Salzburg erleben musste, wie der deutsche Psychoanalytiker 
Horst Eberhard Richter, der als ehemaliger Wehrmachtssoldat aus Tirol 
zurück ins »Reich« geschickt wurde.

Auch sudetendeutsche Flüchtlinge wurden nur höchst  widerwillig 
und in geringem Ausmaß in Österreich aufgenommen; die  Provisorische 
Staatsregierung Renner und der niederösterreichische Landeshaupt-
mann Leopold Figl etwa forderten eine sofortige Grenzsperre zur Tsche-
choslowakei durch die Rote Armee. Selbst Südböhmen und Südmäh-
rer mit altösterreichischen Wurzeln sollten nicht nach Österreich 
gelangen. Natürlich war die Nahrungsmittelversorgung 1945 katastro-
phal, überdies hielten sich auf österreichischem Staatsgebiet fast zwei 
Millionen Flüchtlinge auf; andererseits jedoch zeigte sich in den De-
batten der Provisorischen Staatsregierung eine Pauschalverurteilung al-
ler Sudetendeutschen als Nationalsozialisten, wogegen man gegenüber 
den »eigenen« Nazis wesentlich mehr Verständnis aufbrachte. Alarmie-
rende Berichte über das Flüchtlingselend änderten nichts an der Hal-
tung der Regierung: »Die Transporte seien geradezu desorganisiert […]. 
Es kämen Transporte an, wo die Toten aus den Waggons herausfallen.«20 
Am 9. Jänner 1946 stellte Bundeskanzler Leopold Figl im Ministerrat 
nochmals klar, dass bei den Abschiebungen von Sudetendeutschen und 
»Volksdeutschen« keine Ausnahmen gemacht werden sollten: »Beginnen 
soll diese Ausländerausweisung in Wien, dann folgt Niederösterreich 
und dann sollen diesem Lager alle Reichsdeutschen und Volksdeutschen 
aus Ungarn, Rumänien und dem Osten zugeführt werden. Natürlich 
hat das große Schwierigkeiten auch in Bezug auf die Verpflegung. Die 
Russen haben bis jetzt über 92 000 Ausländer erfasst, die aus der russi-
schen Zone ausgewiesen werden müssen. Es werden noch einige zehn-
tausend dazu kommen. Wenn 160 000 bis 180 000 Personen aus Wien, 
Niederösterreich und dem Burgenland weggebracht werden, so wird das 
künftighin unsere Ernährungslage wesentlich erleichtern.«

Derartige Aktionen wurden auch als symbolische Abschiebung der 
Mitverantwortung von einzelnen Österreichern und Österreicherinnen 
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am Terror, an der Aggressions- und Vernichtungspolitik des National-
sozialismus empfunden. Es geht hier keineswegs um Kollektivverant-
wortung, sondern um konkrete Auseinandersetzung mit den zahlreichen 
Tätern in der eigenen Staatsgemeinschaft. US-Meinungsumfragen bald 
nach Kriegsende zeigten, wie tiefverwurzelt die gesellschaftlichen Pro-
zesse bereits waren, wodurch fast alle Österreicher/innen über Nacht zu 
»Opfer«-Siegern erklärt wurden, ohne das Ergebnis der politischen und 
rechtlichen Klärung des Anteils von Österreichern am NS-Terror- und 
Expansionsregime und am Holocaust abzuwarten. Auf die Frage: »Glau-
ben Sie, dass das ganze österreichische Volk am Krieg mitschuldig ist, 
weil es eine Regierung an die Macht kommen ließ, welche die Welt in 
den Krieg stürzen wollte?« antworteten im Dezember 1946 nur 4 Prozent 
mit »Ja«, 15 Prozent mit teilweise »Ja«. 71 Prozent, die deutliche Mehr-
heit, sahen »überhaupt keine« Mitschuld, 10  Prozent enthielten sich 
einer Meinung.21 Heute wird teilweise – wie ich im Kapitel 9 anhand 
empirischer Studien zeigen werde – eine Haupttäterdoktrin vertreten. 
Dies ist ebenso einseitig, aber letztlich eine Spätfolge dieses breiten Ent-
Schuldigungsprozesses, der etwa in den sechziger Jahren bei Geschwo-
renenverfahren zu völlig unbegründeten Freisprüchen von Kriegsverbre-
chern wie Franz Murer und anderen geführt hat.

In den fünfziger und noch in den sechziger Jahren war das west-
deutsch – österreichische Verhältnis ziemlich gespannt, obwohl sich die 
ökonomische Abhängigkeit Österreichs ab 1955 rasch wieder vergrößert 
hatte. Die österreichische Opferdoktrin hatte in dieser Periode konkrete 
Auswirkungen auf die Verstaatlichung des Deutschen Eigentums und in 
den komplexen Verhandlungen über die Rückgabe deutschen »Privat-
eigentums« in Österreich. Nicht nur in diesen Verhandlungen domi-
nierten – so die Sicht des deutschen Auswärtigen Amtes – »deutsch-
feindliche Elemente«. Alle Verantwortung für den Zweiten Weltkrieg 
und den Holocaust (und damit verbunden alle Entschädigungsansprü-
che) wurden auf die Bundesrepublik Deutschland abgeschoben. In der 
Frage der Beschlagnahme Deutschen Eigentums definierte sich die Re-
publik Öster reich ebenfalls als Opfer und versuchte möglichst viel ehe-
mals Deutsches Eigentum als Kompensation zu verstaatlichen. Kanzler 
Konrad Adenauer verbarg seine Gefühle gegenüber einer solch betont 
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antideutschen Österreich-Philosophie in diesen Vermögensverhandlun-
gen nicht und meinte einmal gegenüber dem damaligen Staatssekretär 
Bruno Kreisky: »So, österreichisches Eigentum in Deutschland? Wis-
sen Sie, Herr Kreisky, wüsste ich, wo die Gebeine Hitlers zu finden sind, 
würde ich Sie Ihnen liebend gern als österreichisches Eigentum zurück-
stellen.«22

Nur was die Bundeshymne betraf, gelang es Österreich nicht, seine 
alte/neue kulturelle Superiorität gegenüber Deutschland umzusetzen. 
Vor allem die Sozialisten in der Regierung wandten sich gegen eine Wie-
derverwendung der alten Haydn-Hymne, um nicht eine symbo lische 
Teilrestauration der Monarchie zu akzeptieren. So stellte der Tiroler 
ÖVP-Abgeordnete Franz Gschnitzer 1952 zur neuen Hymne resignie-
rend fest: »Mozart in Ehren – aber aus edler Fadheit und süßer Ode 
wird keine Hymne.« Nunmehr habe aber die Bundesrepublik die alte 
Hymne usurpiert und Österreich »aus Angst und Feigheit« verloren.23 
So blieb nichts anderes übrig, als die ungeliebte neue Hymne zu ver-
wenden, nachdem in internen Untersuchungen des Unterrichtsminis-
teriums Mozart vom Vorwurf der antikatholischen Freimaurerei »freige-
sprochen« worden war.

Abgrenzung zu  
den slawischen Wurzeln

Es ist ein Paradoxon, dass ein Kleinstaat, dessen Bevölkerung vom frü-
heren österreichischen ÖVP-Außenminister Lujo Tončić-Sorinj treffend 
als slawische Mischung mit zufälliger deutscher Dominanz bezeichnet 
wurde, gegenüber seinen slawischen Nachbarn extrem negativ einge-
stellt ist. Die immer wieder beschworene Mitteleuropa-Nostalgie mit ei-
nem Hauch von Monarchie-Nostalgie blieb eine Sache der Eliten und 
entsprach nie der öffentlichen Meinung in Österreich. Manchmal wird 
man das Gefühl nicht los, dass viele Österreicher hier ihre eigenen Wur-
zeln oder die Wurzeln ihrer Familie verleugnen. So sprachen sich im 
Novem ber 1999 – also knapp nach den Nationalratswahlen – nur 31 Pro-
zent für eine Aufnahme Polens in die EU aus, während die Polinnen und 
Polen ein aus der Hochblüte der Neutralität in den siebziger Jahren her-
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stammendes, wesentlich positiveres Österreich-Bild hatten (was sich al-
lerdings ab Februar 2000 von vorher 60-Prozent-Sympathiewerten auf 
41 Prozent reduzierte). Der Zustimmungsgrad für Tschechien war et-
was höher, lag mit 36 Prozent aber ebenso weit unter einer Mehrheit wie 
die 45 Prozent für Slowenien. Nur Ungarn erreichte 56 Prozent Zustim-
mung. Hinweise auf eine gemeinsame Vergangenheit in der Monarchie 
wurden kaum positiv bewertet, hingegen scheinen sich manche histo-
rische Vorlieben, aber auch Abneigungen konserviert zu haben, so die 
Sympathie für Ungarn und die Ablehnung der Tschechen, aber auch die 
große Distanz zu Polen. Die wochenlangen Blockaden und Demons-
trationen entlang der tschechischen Grenze gegen die Inbetriebnahme 
des Atomkraftwerks in Temelín erweiterten diese Kluft gegenüber der 
tschechischen Bevölkerung noch, wären aber ohne diese Vorurteile wohl 
nicht derart ausgeartet.

Ein Problem liegt auch darin, dass im Zusammenhang mit der Pro-
EU-Propaganda 1994/95 im Hintergrund das Szenario einer Bedrohung 
aus dem »Osten« betont wurde, ohne es rational zu erklären; vor allem 
im Zusammenhang mit Kriminalität, »unüberwindbarem Elend« und 
»großräumigen Wanderungsbewegungen«. Nur im Rahmen der EU – 
so das Europa-Buch des Bundeskanzleramtes – könnten diese Bedro-
hungen bewältigt werden. Auch die Wissenschaft hat hier anfangs kei-
neswegs einen rationalen Beitrag geleistet, sondern zunächst anhand 
unzureichender Grundlageninformationen und mangels genügend Er-
fahrungen völlig absurde Wanderungspotentiale ermittelt, was die De-
batte zusätzlich anheizte. Die nachfolgenden Rationalisierungsversuche 
aufgrund präziserer Informationen und Methoden hingegen hatten im 
aktuellen Diskurs vorerst kaum Auswirkungen.

Seit der Flüchtlingswelle aus Ungarn 1956 präsentiert sich Österreich 
sowohl in der Außendarstellung als auch in der Innensicht gerne als 
Asylland. 1987 etwa sprach der damalige Innenminister Karl Blecha da-
von, dass »wir in Österreich als Erstasylland 1 966 000 Menschen aufge-
nommen haben« und davon rund ein Drittel voll integriert worden sei.24 
Derselbe Innenminister musste allerdings bereits damals zugeben, dass 
»Österreich Flüchtlinge deshalb so gerne mit offenen Armen aufnimmt, 
weil wir ja wissen, dass 80 Prozent von ihnen gar nicht dableiben wol-
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len«25. Obwohl vor 1918 Produkt einer intensiven Binnenmigration in 
der Habsburger Monarchie, betrachtete sich Österreich bereits in der 
Zwischenkriegszeit nicht mehr als Einwanderungsland, und die Zweite 
Republik definierte sich trotz De-facto-Einwanderung von mehr als ei-
ner Million Menschen ausschließlich als neutrales Asylland. Flüchtlinge 
sollten nicht primär in Österreich integriert werden, sondern möglichst 
rasch in Immigrationsländer wie die USA, Kanada oder Australien wei-
tergereicht werden. In der Imagebildung wurde diese höchst wichtige 
Einschränkung jedoch nicht transportiert, weder 1956 (Ungarn), 1968 
(Einmarsch von Truppen des Warschauer Paktes in die ČSSR) noch 1981 
(Verhängung des Kriegsrechts in Polen).

Mit dem Ende des Kalten Krieges bröckelte auch der Identitätspfei-
ler »Asylland Österreich«. Anfang März 1990 brach eine heftige Flücht-
lingsdebatte aus, die durch öffentliche Wortmeldungen sozialdemokra-
tischer Funktionäre und des sozialdemokratischen Innenministers Franz 
Löschnak über explodierende Flüchtlingszahlen vorbereitet worden war. 
Natürlich waren die Asylwerber, von denen viele eigentlich Wirtschafts-
flüchtlinge waren, ein politisch heißes Thema, doch die populistische 
Medienstrategie verschärfte das Problem nur noch und löste das Grund-
problem nicht. Vor allem die Massenmedien – allen voran, aber keines-
wegs exklusiv die Kronenzeitung – steigerten Ängste und Vorurteile mit 
weit übertriebenen Zahlenangaben und Einzelgeschichten.

(Bei Rumänen als Feindbild gibt es übrigens verblüffende historische 
Kontinuitäten: So wurde kurz vor dem »Anschluss« vom Schuschnigg-
Regime 1937/38 noch ein scharfes Fremdenpolizeigesetz entworfen, das 
unter anderem das »Überfluten« von Migranten aus Rumänien als Folge 
der dortigen ersten antijüdischen Regelungen der »Eisernen Garde« und 
des autoritären Regimes verhindern sollte. Prognosen von Hundertau-
senden rumänischen Flüchtlingen, die nach Österreich kommen wür-
den, machten Schlagzeilen. Zuvor waren polnische Juden das Ziel sol-
cher Propaganda gewesen.)

Selbst im neuen EU-Europa hat der österreichische Trend der Ab-
grenzung von seinen Nachbarstaaten und den ehemaligen Nationalitä-
ten der Habsburgermonarchie angehalten, ja sich sogar verstärkt. Dieser 
Trend ist nur mehr im tiefenpsychologischen Bereich ein Ergebnis der 
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Nationalitätenkonflikte des 19. Jahrhunderts beziehungsweise der Trau-
matisierung durch die Reduktion auf einen bedeutungslosen und kri-
sengeschüttelten Kleinstaat nach 1918. Wichtiger erscheint mir die Angst 
vor einer sozialen und ökonomischen Krise als Folge der Erweiterung 
der EU. Wohlstand und Sozialstaat haben die rasche Identitätsbildung 
entscheidend mitgetragen; dieser wichtige Identitätspfeiler – Kleinstaat 
bedeutet soziale und ökonomische sowie politische Sicherheit – scheint 
aber aus der Sicht der Österreicher durch die neuen Konkurrenten im 
Osten bedroht. Das Faktum, dass die österreichische Volkswirtschaft in 
diesem Raum seit 1990 hohe Profite erwirtschaftete, wurde ausgeblendet 
und blieb den Wirtschaftsnachrichten und politischen Sonntagsreden 
vorbehalten. Ohne öffentliche Resonanz versandeten Hinweise wie je-
ner des ehemaligen ÖVP-Wirtschaftsministers Martin Bartenstein, dass 
rund 40 Prozent des österreichischen Wachstums der Ostöffnung zuzu-
schreiben seien.26

Wohlfahrtsstaat den Österreicher/innen:  
eine limitierte Solidargemeinschaft

Im öffentlichen Gedächtnis, in der kollektiven Erinnerung dominierte 
Ende 1999 beim Rückblick auf das 20. Jahrhundert auf die Frage nach 
den »Ereignissen, die Ihre Familie besonders betroffen haben«, die »Not 
in der Nachkriegszeit« (35 Prozent der Befragten). Erst dann folgten die 
»Not vor dem Zweiten Weltkrieg« (30 Prozent), der Einmarsch der deut-
schen Truppen 1938 (20 Prozent), Arbeitsplatzverlust in den achtziger 
und neunziger Jahren (19 Prozent), Verfolgung durch das NS-Regime 
(12 Prozent), Vertreibung bei Kriegsende (12 Prozent), Erster Weltkrieg 
(11 Prozent), das Ende der Monarchie (6 Prozent), die Wirtschaftskrise 
der zwanziger Jahre (6 Prozent) und der Bürgerkrieg in den dreißiger 
Jahren (6 Prozent).27 Hier zeigten sich bereits deutliche generationsspe-
zifische Erinnerungstrends, die keineswegs mit den Langzeitwirkungen 
auf die politische Kultur der Zweiten Republik übereinstimmen müs-
sen. Es ist daher notwendig, sich intensiver damit zu beschäftigen, wel-
che Rolle dem sozialen und ökonomischen Aufstieg bei der Identitäts- 
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bildung in Österreich zukommt, einem Land, das unter den zehn reichs-
ten Industrieländern ist, in dem aber gleichzeitig extrem viele Men-
schen – rund eine Million bei zirka acht Millionen Einwohnern – von 
Armut bedroht sind. Die Tageszeitung Kurier brachte die entsprechen-
den Statistiken auf einen aussagekräftigen negativen Nenner: »In Öster-
reich verdienen immer mehr immer weniger.« Besonders betroffen von 
dieser Negativentwicklung sind Frauen, die – zum Unterschied von an-
deren wohlfahrtsstaatlichen Systemen – in Österreich deutlich weniger 
verdienen als Männer.28 Ausländer und Ausländerinnen verdienen in 
Relation noch weniger.

Das Jahr 1945 wird im kollektiven Gedächtnis der Österreicher/in-
nen mit dem Aufbau der Wirtschaft gleichgesetzt. Relativ genau wer-
den die ersten Einkommenszuwächse über den täglichen Bedarf hinaus 
für die sechziger Jahre festgemacht, während die Kreisky-Ära als Höhe-
punkt auch sozialer Zufriedenheit definiert wird. Nach wie vor stehen 
die Sorge um Pensionen und Renten sowie um Arbeitsplätze als zentrale 
Themen für die Politik im Raum.

Die Verteidigung des relativ hohen sozialen Standards, wie er gegen 
Ende des Kalten Krieges herrschte, wird nicht nur über Ängste trans-
portiert (die sich dann auch in der Wahlzustimmung für nationale Posi-
tionen äußern), sondern geht zunehmend in eine Stimmung der radi-
kalen und emotionalen Abgrenzung über. Mehr als 60  Prozent der 
Österreicher und Österreicherinnen waren 2002 fest davon überzeugt, 
dass ihnen die EU-Erweiterung Nachteile bringen werde.  Gleichzeitig 
fühlten sie sich verärgert und ohnmächtig, da der Erweiterungspro-
zess bereits unumkehrbar war. Insgesamt gesehen fiel in Österreich die  
Zustimmung zur EU im Februar/März 2004 deutlich in den Keller:29 
Die Mitgliedschaft Österreichs in der EU wurde von 30  Prozent als 
»gute Sache«, von 29 Prozent als »schlechte Sache« bewertet; 36 Prozent 
meinten, sie sei weder gut noch schlecht. 38 Prozent sahen in der Mit-
gliedschaft in der EU insgesamt einen Vorteil für Österreich, 47 Pro-
zent einen Nachteil. Seit dem Herbst 2002 ist eine kontinuierliche Ver-
schlechterung eingetreten, wobei die Werte vom Februar/März 2004 die 
schlechtesten seit Beginn der Euro-Barometer-Messung (1995/96) dar-
stellten. Selbst in der Weltwirtschaftskrise 2008 hielt dieser Trend – trotz 



45

Verbesserungen in den letzten Jahren – an: 2010 schätzten 40 Prozent 
die EU-Mitgliedschaft völlig neutral ein, 23 Prozent betrachteten sie als 
»schlechte Sache«, für eine »gute Sache« plädierten 36 Prozent gegenüber 
49 Prozent im EU-Schnitt.

Die antitürkische und anti-islamische Wahlkampfstrategie der FPÖ 
wurde vor allem durch die internationale Debatte seit dem 11. Septem-
ber 2001 und den Attentaten gegen das World Trade Center in New York 
(unter dem Stichwort »Islamistischer Terror«) noch verstärkt. Im Sep-
tember 2010 zeigte eine Meinungsumfrage auch deutliche Auswirkun-
gen auf das EU-Erweiterungsszenario aus der Sicht der Österreicher/in-
nen: 60 Prozent votierten gegen einen Beitritt der Türkei, nur 17 Prozent 
dafür. Inzwischen haben die antitürkischen Tendenzen – auch als Folge 
des autoritären und populistischen Kurses des Erdoğan-Regimes in der 
Türkei  – noch zugenommen, wie die Reaktionen auf den Präsident-
schaftswahlkampf Erdoğans 2014 (mit Auftritten des Kandidaten auch 
in Deutschland und Österreich) deutlich machten. Verbalradikalismus 
zeigte sich zudem im Widerstand gegen Moschee-Bauten, eine Art ideo-
logischer Stellvertreterkrieg; so beispielsweise in Kärnten unter Landes-
hauptmann Jörg Haider, der trotz seiner engen Verbindungen mit dem 
arabischen Raum (Libyen und sogar Saddam Hussein im Irak) 2008 mit 
den Stimmen von BZÖ, ÖVP und FPÖ ein mit »Ortsbildpflege« argu-
mentierendes Bauverbot für Moscheen durchdrückte. In Niederöster-
reich wetterte ÖVP-Landeshauptmann Pröll anlässlich einer Moschee-
bau-Debatte in Bad Vöslau in einem ORF-Interview am 4. September 
2007: »Minarette sind etwas Artfremdes, und Artfremdes tut auf Dauer 
in einer Kultur nicht gut.« Erst im Jänner 2008 relativierte Pröll diese 
vom NS-Jargon geprägte Aussage (Trend, 27. Jänner 2008). Als hingegen 
in Wien am 20. November 1979 in der Nähe der späteren UNO-City 
eine Moschee mit Minarett eröffnet worden war, feierten Bundesprä-
sident Kirchschläger, Bundeskanzler Kreisky und Bürgermeister Gratz 
dies als großen Erfolg der Internationalisierung Österreichs. Seither gab 
es drei weitere Moschee-Bauten (Saalfelden 2002, Telfs 2006 und Bad 
Vöslau 2009), die größtenteils heftig umstritten waren, dazu existieren 
rund 200 islamische Gebetshäuser für geschätzte rund 500 000 Mus-
lime, wobei in der Diskussion die Tatsache nicht berücksichtigt wird, 
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dass nur ein Bruchteil von ihnen – ähnlich wie bei den Katholiken – die 
Religion auch regelmäßig praktiziert.

Durch den Nahostkonflikt und vor allem durch den »Dschihad-Tou-
rismus« hat die mediale Debatte eine neue, heftige Dimension bekom-
men, da einige junge Männer aus Österreich (Staatsbürger, aber auch 
Asylbewerber) im Bürgerkrieg in Syrien bzw. im Irak auf Seiten der IS-
Dschihadisten kämpfen und vereinzelt auch junge Frauen der Faszi-
nation eines »heiligen Krieges« erliegen. Dass die Internet-Propaganda 
diese Diskussion direkt in die Wohnzimmer der Österreicher bringt, 
zeigt die Rezeption und Debatte um das vom IS angestrebte Kalifat, mit 
einer Karte, die Österreich und Wien einschließt. Die Angst vor einem 
Terror-Gottesstaat – auch wenn dies völlig irreal sein mag – lässt sich ge-
schickt in die stringent antiislamische Grundstimmung der letzten Jahr-
zehnte einbauen.

Dass in Österreich zum Unterschied von Deutschland oder auch Spa-
nien offene brutale Attacken gegen »Ausländer« derzeit nicht vorkom-
men, ist kein Grund zum Jubeln. Viele haben bereits vergessen, dass der 
Mord an vier jungen Roma im Burgenland und die sonstigen Attentate 
des Einzeltäters Franz Fuchs durchaus von der Form der Debatten über 
Migration und Einwanderung beeinflusst waren.

Ein weiteres Phänomen, das angeblich der Ausländerfeindlichkeit wi-
derspricht, betrifft die Spendenfreudigkeit der Österreicher vor allem für 
karitative, humanitäre Zwecke, die – auch im europäischen Vergleich – 
extrem hoch ist. Sie hängt aber nicht wirklich mit einem echten Solida-
ritätsgefühl zusammen, sondern ist das Ergebnis traditioneller katho-
lischer »Armenfürsorge«, perfekt angesprochen durch Organisationen 
wie Caritas, Rotes Kreuz, aber auch durch die Fernsehaktion »Nach-
bar in Not«. Und sie ändert nichts am hohen Grad an Abgrenzung zu 
Immigrant/innen und auch zu den nicht deutschsprachigen Nachbar-
völkern. Dass viele Flüchtlinge aus den Kriegen im ehemaligen Jugo-
slawien – immerhin 108 000 Menschen – in Österreich aufgenommen 
wurden, ist meiner Meinung nach das Ergebnis eines politischen und 
medialen Grundkonsenses gegen das serbische Milošević-Regime. Hier 
spielte noch einmal der Kalte Krieg eine Rolle – Serbien als letzte Bas-
tion des Kommunismus in Europa und überdies als Feindbild aus der 
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Zeit vor und nach 1914 –, ebenso wie die traditionelle Rolle Österreichs 
als Flüchtlingstransitland. Hätte die politische Debatte zu Beginn der 
Flüchtlingswellen auf die gleichzeitige Integration in Österreich abge-
stellt, wäre das Thema explodiert. Niemand hatte ursprünglich damit 
gerechnet oder dies angesprochen, dass die Flüchtlinge auch zu einem 
großen Teil in Österreich bleiben würden.

Österreich, die Kulturnation

Das Selbstverständnis der Österreicher/innen als geschlossene Kultur-
nation reflektierte 1980 eine Umfrage über »Österreich als Träger eines 
großen kulturellen Erbes«30: Zu diesem Punkt gab es 47 Prozent Zu-
stimmung. 1987 signalisierten 45 Prozent Zustimmung zu dieser These, 
74 Prozent der Befragten unterstrichen zudem generell das österreichi-
sche kulturelle Erbe. Eine Analyse der Meinungsumfragen 1980 bis 1987 
zeigt einen stetigen Anstieg der Bedeutung von – meist traditioneller – 
Kunst und Kultur für das nationale Ego in Österreich, allen voran die 
leichte Muse (Operette, Volksmusik), gefolgt von klassischer Musik und 
Theater; nur die Bedeutung der österreichischen Medizin schiebt sich an 
die zweite Stelle dazwischen. Die Gründe für diese besondere Betonung 
kultureller Werte, die eine intensive Zustimmung zu einer ethnischen 
Identität beinhalten, liegen in der Änderung der Identität nach 1989. 
Während die achtziger und neunziger Jahre eine weitere Stärkung der 
staatsnationalen Diskurse (Österreich-Patriotismus) mit sich brachten, 
endete die nachfolgende Migrations- und Asyldebatte in einer starken 
Abschottung. Dieser Trend bot überdies eine psychologische Rückver-
sicherung nach dem Beitritt zur Europäischen Union 1995. Entspre-
chend national agierte auch die EU-Beitrittskampagne der Bundesregie-
rung mit dem zentralen Slogan »Österreich ist Europa«.

Signifikant dabei ist, dass die kulturellen Hochblüten der Monarchie 
gerne als österreichisch umdefiniert, de facto »verösterreichert« werden: 
Die diversen Wurzeln der heutigen Staatsgesellschaft im Vielvölkerstaat 
und in den Migrations- und Assimilationsprozessen der Jahrhundert-
wende bleiben meist akademischen Diskussionen vorbehalten. Dies 
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hängt auch damit zusammen, dass der Monarchie im öffentlichen Be-
wusstsein über die österreichische Nation kein Stellenwert zukommt. 
Die »brauchbaren« Identifikationselemente aus der Habsburger Zeit 
wurden völlig losgelöst in die Zweite Republik transformiert, ohne de-
ren historische Bedingtheiten in einem großen Lebens- und Kulturraum 
zu berücksichtigen. Dies ist das Ergebnis eines streng republikanischen 
Schulunterrichts, der Geschichtsbilder von den Babenbergern bis zu den 
Habsburgern immer nur auf die Grenzen des Kleinstaats nach 1945 pro-
jiziert. Wien und das heutige Österreich stehen dabei als Projektions-
leinwand im Vordergrund.

Spätestens seit 1945 haben die Österreicher nicht mehr gelernt, in 
großen Räumen zu denken und zu agieren. Es ist kein Zufall, dass der 
international wohl renommierteste Politiker der Zweiten Republik, 
Bruno Kreisky, seine Denkansätze immer wieder aus dem k. u. k. Impe-
rium bezog, dem er sich aufgrund seiner Familienherkunft sehr verbun-
den fühlte. Um es provokant zu formulieren: Mit der breiten Durch-
setzung einer österreichischen Identität ist eine Verschweizerung in den 
Grundmentalitäten eingetreten, die im Zuge der Globalisierung und des 
Handelns im europäischen Raum Anpassungsschwierigkeiten mit sich 
bringt. Das Zentrum des politischen Agierens sind nicht mehr die inter-
nationalen Zusammenhänge – wie im Kalten Krieg oder in der Entspan-
nungs- und Ostpolitik  –, sondern austronationale Interessen. Volks- 
und Sportkultur dominieren immer stärker auch das politische Outfit. 
Im Jahr 2000 meinte etwa ein Experte wie der Meinungsforscher Rudolf 
Bretschneider, dass nur das traditionelle Kulturland-Österreich in der 
Außendarstellung erfolgreich sei.31 Erst über diesen Umweg könnten ver-
einzelt andere, gegenwartsbezogene Inhalte transportiert werden. Wäh-
rend also in den 1970er Jahren Österreich europareif gemacht werden 
sollte, wird offensichtlich heute Europa österreichreif gemacht. In der 
Tourismuswerbung wird zwar seit Jahrzehnten immer wieder die Ver-
packung geändert, doch die Marketinginhalte orientieren sich nach wie 
vor an Leitlinien aus den 1950er Jahren, die nach einer 1955 erschienenen 
Vaterlandskunde durch folgende Komponenten definiert sind: »Haydn, 
Mozart, Beethoven, Schubert, Burg theater, Staatsoper, Philharmoniker, 
Wiener Sängerknaben und Salzburger Festspiele.« Der prägende Kultur-
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politiker der späten 1950er und frühen 1960er Jahre, Heinrich Drimmel, 
brachte dieses rückwärtsgewandte Konzept auf den Punkt: »Das mate-
rielle Leben des Staates verlangt den repräsentativen Kulturalismus. Das 
Gepräge der Festwochen, die Marmorfassade der Kulturpaläste wirken 
in der politischen Willensbildung der Massen demokratie überzeugender 
als das drängende Verlangen nach […] Beseitigung […] des Notstandes 
der wissenschaftlichen Forschung und der künstlerischen Betätigung.«32 
Der wirtschaftliche Aufstieg der fünfziger Jahre begünstigte diese Ent-
wicklung auch aus wirtschaftlich-fremdenverkehrsorientierten Grün-
den. Gleichzeitig steigerte der traditionalistische Hochkulturbetrieb das 
nationale Selbstwertgefühl, wie die Wiedereröffnung der Staatsoper und 
des Burgtheaters 1955 beweisen.


